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Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
319. Sitzung am 9. Februar 1968 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 26. Januar 1968 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Durchführungs- 
gesetzes EWG-Richtlinie Frisches Fleisch und 
des Fleischbeschaugesetzes 

• — Drucksachen V/1795, V/2477 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Klaus Schütz 


* 


Bonn, den 9. Februar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 26. Januar 1968 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Klaus Schütz 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/2566 


Deutscher Bundestag - — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

zum 

Gesetz zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EWG-Richtlinie Frisches Fleisch und des Fleischbeschaugesetzes 


Zu Artikel 2 

a) In Nummer 1 in § 4 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 
Begründung 

Das Ziel des Gesetzes, die Rechtsstellung der 
Fleischbeschauer zu klären, kann nicht erreicht 
werden, wenn der Satz 2 in § 4 Abs. 1 des Flcisch- 
beschaugesetzes nicht gestrichen wird. Ob- 
wohl aus § 4 Abs. 1 Satz 2 nicht zwingend ge- 
schlossen werden muß, daß die wieder vorge- 
sehene Bildung der Beschaubezirke zu den 
Hoheitsaufgaben der zuständigen Behörde gehört, 
ergibt sich der öffentlich-rechtliche Charakter der 
Bildung der Beschaubezirke aus § 4 Abs. 1 Satz 2 
in Verbindung mit den nicht geänderten Vor- 
schriften der Durchführungsverordnung zum 
Fleischbeschaugesetz über die Bildung der Be- 
schaubezirke. Diese Vorschriften können auch 
durch Rechtsverordnung nicht aufgehoben wer- 
den. Durch Artikel 3 des Gesetzes ist der Bundes- 
minister lediglich ermächtigt, die Durchführungs- 
verordnung an die geänderte Fassung des § 4 
des Fleischbeschaugesetzes anzupassen und ent- 
behrlich gewordene Vorschriften aufzuheben. 
Eine Anpassung könnte in der Aufhebung der 
Vorschriften über die Bildung der Beschaubezirke 
naturgemäß nicht erblickt werden, solange die 
Vorschriften über die Bildung von Beschaubezir- 
ken in § 4 des Fleischbesdiaugesetzes selbst aus- 
drücklich aufrechterhalten werden. Auch eine aus- 
drückliche Aufhebung der Vorschriften de^r Durch- 
führungsverordnung über die Bildung der Be- 
schaubezirke wäre nicht möglich; denn als „ent- 
behrlich" könnten die Vorschriften über die Bil- 
dung der Beschaubezirke nur angesehen werden, 
wenn § 4 des Entwurfs, wie ursprünglich vor- 
gesehen, auf die Bildung von Beschaubezirken 
verzichtet hätte. 

Damit werden die Beschauer — ebenso wie in der 
Vergangenheit — auch in Zukunft die Möglich- 
keit haben, wegen ein und derselben Frage drei 
verschiedene Rechtswege zu beschreiten. Die Än- 


derung eines Beschaubezirks könnte von den be- 
troffenen Beschauern vor den Arbeitsgerichten 
angefochten werden mit der Begründung, durch 
die Änderung der Beschaubezirke würde ihr An- 
spruch auf Arbeitsentgelt gemindert, vor den 
Verwaltungsgerichten mit der Begründung, in 
der Änderung der Beschaubezirke liege ein Er- 
messensmißbrauch der zuständigen Behörden, 
und schließlich vor den ordentlichen Gerichten 
mit der Begründung, in der Änderung der Be- 
schaubezirke liege eine Amtspflichtverletzung der 
zuständigen Behörden. 

b) In Nummer 1 in § 4 Abs. 2 werden in Satz 5 die 
Worte „oder zurückzunehmen" gestrichen. 

Begründung 

Die Verpflichtung, die Genehmigung in bestimm- 
ten Fällen zurücknehmen, begegnet Bedenken. 
Während die ursprüngliche Fassung sich aus- 
schließlich mit kommunalaufsichtlichen Fragen 
befaßt — der Abschluß eines Arbeitsvertrages 
wird an die Zustimmung der Kommunalaufsichts- 
behörden gebunden — , greift die vorgesehene 
Änderung nicht nur in das Verhältnis zwischen 
Gemeinde und Kommunalaufsichtsbehörde ein, 
sie berührt auch unmittelbar die Rechtsbeziehun- 
gen der Gemeinde mit ihren Arbeitnehmern. Die 
Zurücknahme der einmal erteilten Genehmigung 
würde die Unwirksamkeit des Arbeitsvertrages 
des Beschauers mit der Gemeinde zur Folge ha- 
ben. Vorgesehen ist damit also, daß eine Behörde 
durch staatlichen Hoheitsakt gestaltend in private 
Rechtsverhältnisse eingreift. Weitere Bedenken 
ergeben sich daraus, daß auch hier zumindest 
zwei Rechtswege eröffnet werden. Der Beschauer 
kann den Verwaltungsakt der Kommunalauf- 
sichtsbehörde (Zurücknahme der Genehmigung) 
vor den Verwaltungsgerichten anfechten. Dar- 
über hinaus ist er berechtigt, seine Ansprüche 
gegen die Gemeinde wegen Verletzung seiner 
arbeitsrechtlichen Ansprüche vor den Arbeitsge- 
richten geltend zu machen. 
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